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Atomenergie – der Treibstoff für die Bombe

Der militärische Beginn der  
Atomtechnologie

Mit der Entdeckung der atomaren Kettenreaktion 1938 durch Otto 
Hahn wurde der Weg frei für eine militärische Nutzung der Atom-
technologie. In Deutschland, Großbritannien, der Sowjetunion 
und den USA kam es schon während des Zweiten Weltkrieges zu 
einem Wettlauf um die Konstruktion der ersten Atombombe. Ihre 
Forschungen zum Bau der Atombombe konzentrierten die USA 
ab 1942 unter Präsident Roosevelt im geheimen militärischen 
Manhattan-Projekt. Sie waren die ersten, die sich die Energie der 
Atomkernspaltung technisch nutzbar machten.

Die erste Atombombenexplosion der Welt, der Beginn des Atom-
zeitalters, fand im Juli 1945 in Alamogordo/New Mexico statt. 
Knapp einen Monat später wurde die japanische Stadt Hiroshima 
durch eine Uranbombe der US-Armee zerstört, in Nagasaki kam 
drei Tage später eine Plutoniumbombe zum Einsatz. Die beiden 
Atombomben töteten und verstümmelten Hunderttausende Men-
schen und führten zu ca. 200.000 Todesopfern. Die gesundheit-
lichen Folgen sind bis heute spürbar.

1949 folgte die Sowjetunion den USA als zweite Atomwaffen-
macht mit ihrem ersten Atomwaffentest in der Wüste Kasachs-
tans. Der Rüstungswettlauf zwischen den beiden Supermächten 
USA und UdSSR hatte begonnen und prägte die Ära, die wir heu-
te als Kalten Krieg bezeichnen. Er schreibt sich bis in die Gegen-
wart fort. Beide Staaten entwickelten immer mehr und immer 
größere Atombomben mit immer weitreichenden Trägersystemen 
und immer ausgefeilteren taktischen Funktionen.

Das Uran, das die USA für den Bau ihrer Bomben nutzte, stamm-
te ursprünglich aus der Shinkolobwe Mine in Katanga im Kongo 
und wurde von der belgischen Kolonialmacht an die Vereinigten 
Staaten von Amerika verkauft. Später nutzten die USA vor al-
lem Uran aus Kanada und den USA selbst. Die Sowjetunion ließ 
im Erzgebirge in der DDR und der ÇSSR nach Uran schürfen. 
Sowohl die USA als auch die UdSSR bauten Uran ursprünglich 
ausschließlich für den Bau von Atomwaffen ab, im späteren Ver-

lauf dann zunehmend auch für die Nutzung in zivilen Atomkraft-
werken.

Die zivile Nutzung der Atomkraft begann mit der „Atoms for Pea-
ce“-Rede von US-Präsident Eisenhower vor der UN-Vollversamm-
lung 1953. Eisenhower kündigte an, dass die Kernspaltung, die 
für immer mit der atomaren Bombardierung von Hiroshima und 
Nagasaki und deren katastrophalen Folgen in Verbindung ge-
bracht würde, in Wirklichkeit ein Segen für die Menschheit sei 
und durch die Nutzung in Atomkraftwerken alle Energieproble-
me der Menschheit lösen könne. Seitdem versuchen Regierun-
gen und die Atomindustrie, jegliche Verbindung zwischen zivilen 
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und militärischen Atomprogrammen zu verheimlichen und zu ne-
gieren. Sie behaupten, dass man sehr gut zwischen ziviler und 
militärischer Nutzung der Atomkraft unterscheiden könne und 
folglich zivile und militärische Produktionskreisläufe sorgfältig 
voneinander getrennt würden.

Betrachtet man jedoch die heutige Situation der Atomindustrie 
weltweit, so fällt auf, dass es vor allem Atomwaffenstaaten sind, 
die aktuell in Atomenergie investieren: In China gingen in den 
Jahren 2017 und 2018 die meisten neugebauten Reaktoren ans 
Netz. Weitere AKW-Neubauten finden sich aktuell in Russland, 
Indien, Pakistan, Frankreich, Großbritannien und den USA – alle-
samt Atomwaffenstaaten.1 Russland baut, finanziert und betreibt 
zudem Atomkraftwerke in Weißrussland, Bangladesch, der Tür-
kei und Ungarn, während Frankreich ein neues AKW in Finnland 
bauen lässt.

Wenn zivile und militärische Nutzung von Atomtechnologie wirk-
lich so klar von einander getrennt werden könnten, würde man 
erwarten, dass auch Staaten ohne Atomwaffenprogramme subs-
tanzielle zivile Atomenergieprogramme betreiben würden. Und 
tatsächlich findet man diese beispielsweise in Japan, Südko-
rea, Kanada, Schweden, Deutschland, Belgien, Taiwan oder der 
Schweiz. Allerdings haben diese Länder in der Vergangenheit 
selbst militärische Atomprogramme betrieben (wie z. B. Schwe-
den, Taiwan oder die Schweiz), sich die Option auf eigene Atom-
waffen offengehalten (wie z. B. Deutschland, Südkorea oder Ja-
pan) oder sind unter der nuklearen Teilhabe der NATO de-facto 
Atomwaffenstaaten und eng mit der Atomindustrie der anderer 
NATO-Staaten verwoben (wie z. B. Belgien).

Von 25 Staaten, die derzeit Atomreaktoren bauen oder dies offi-
ziell vorhaben, besitzen 23 entweder Atomwaffen, besaßen diese 
oder haben zumindest Interesse an deren Entwicklung gezeigt. 
Lediglich Finnland und Ungarn hatten keine nachweisbaren Am-
bitionen zum Bau von Atomwaffen und investieren dennoch in 
zivile Atomenergie. Nuklear ambitionierte Staaten wie Saudi Ara-
bien, die Vereinigten Arabischen Emirate, die Türkei oder der Iran 
hingegen, stehen immer wieder im Verdacht, zivile Atomprogram-
me nur mit dem Ziel zu verfolgen, sich den Griff auf die Bombe 
zu ermöglichen.

Das US-Energieministerium hat gegenüber dem Kongress ein-
geräumt, US-Unternehmen sieben Ausfuhrgenehmigungen für 
den Verkauf sicherheitsrelevanter Nukleartechnologie erteilt zu 
haben. Laut dem Zwischenbericht des Vorsitzenden des Auf-

sichtsausschusses, Elijah E. Cummings, von Ende Juli 20192 zei-
gen Dokumente, dass das US-Unternehmen IP3 die Trump-Ad-
ministration dazu drängte, Saudi-Arabien nicht zu verpflichten, 
dem „Gold Standard“ zuzustimmen. Er stellt eine Verpflichtung 
dar, keine US-Atomtechnologie zur Herstellung von Atomwaffen 
einzusetzen. Beamte der Regierung Trump hätten wiederholt ge-
fordert, den „Goldstandard“ in einem künftigen Abkommen mit 
Saudi-Arabien aufzugeben. In einem Interview mit Reuters hatte 
der saudi-arabische Kronprinz Mohammad bin Salman 2018 ver-
kündet:: „Wenn der Iran eine Atombombe besitzt, so werden wir 
so schnell wie möglich ebenfalls eine Atombombe entwickeln“.3  
Angesichts der Kündigung des Atomabkommens mit dem Iran 
und der aktuellen Ankündigung des Iran, seine Urananreicherung 
wieder aufzunehmen stellt dies eine hochbrisante Zuspitzung der 
Rivalität zwischen dem Iran und Saudi-Arabien dar.

Bei Staaten wie diesen, die noch nicht über Atomwaffen verfügen, 
ist der Weg über die zivile Atomenergie nachvollziehbar. Doch wo-
für benötigen Staaten, die bereits über Tausende Atomwaffen und 
substanzielle Mengen an Spaltmaterialien wie hoch angereichertem 
Uran und Plutonium verfügen, noch zivile Atomenergieprogramme?

Atomenergie als Lösung der Energieprob-
leme des 21. Jahrhunderts?

Unterstützer der Atomenergie führen oft an, dass nur die Atom-
kraft die Energiebedürfnisse des 21. Jahrhunderts decken und 
gleichzeitig eine Lösung für die drohende Klimakatastrophe durch 
den Verzicht auf fossile Brennstoffe bieten kann.

Seit den 1950er Jahren wird der Bevölkerung die Atomtechnolo-
gie als zivilisatorischer Fortschritt und Lösung aller Energieproble-
me verkauft. „Energy too cheap to meter“ lautete jahrzehntelang 
das Verkaufsmotto der AKW-Vertreter: Energie, die so billig sei, 
dass man dem Verbraucher am Ende keine Stromrechnung mehr 
ausstellen müsse. Heute, 60 Jahre später, wissen wir, dass diese 
Versprechen nie erfüllt werden konnten. Bis heute stellt Atom-
kraft die am stärksten staatlich subventionierte Energieform dar. 
Bis heute können sich Atomkraftwerke ohne massive staatliche 
Eingriffe nicht behaupten – selbst wenn man den Verzicht auf 
adäquate Versicherungszahlungen und auf Rücklagen für die 
Ewigkeitskosten von Uranbergbau, AKW-Rückbau und Atommüll-
entsorgung ignorieren würde.4, 5

Seit den Atomkatastrophen von Three Mile Island 1979, Tscherno-
byl 1986 und Fukushima 2011 kam es weltweit zum Niedergang 
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Saubere und günstige Energie? Bis heute stellt Atomkraft die am stärksten 
staatlich subventionierte Energieform dar – die Ewigkeitskosten von Uran-
bergbau, AKW-Rückbau und Atommüllentsorgung nicht eingerechnet.
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der zivilen Atomindustrie. Die disproportionalen Sicherheitsrisiken 
lassen sich nicht länger leugnen, die Menschenrechtsverletzun-
gen und ökologischen Schäden des Uranbergbaus nicht länger 
vertuschen. Studien zeigen, dass auch ohne große Unfälle das 
Risiko für strahlenbedingte Erkrankungen im Umfeld von Atom-
kraftwerken zunimmt. Es ist mittlerweile offensichtlich, dass 
Atomkraft angesichts steigender Produktionsraten von erneuer-
baren Energien nicht wettbewerbsfähig ist und dass die Kosten 
der Atommüllentsorgung noch Generationen von Steuerzahlern 
belasten werden.

Während neue Technologien mit der Zeit normalerweise effizien-
ter und günstiger werden, hat sich bei der Atomkraft der gegen-
teilige Trend eingestellt: die Produktion eines Watts an Energie 
durch Solar- oder Windkraft ist in den letzten Jahren kontinuier-
licher billiger geworden, während die Produktion eines Watts an 
Energie durch Atomkraft im selben Zeitraum teurer geworden ist – 
nicht zuletzt aufgrund der gestiegenen Sicherheitsbestimmungen 
nach mittlerweile drei großen zivilen Atomkatastrophen. Solar- 
und Windkraft haben Atomkraft in Bezug auf installierte Kapazität 
zudem längst überholt und produzieren nur die Hälfte, bzw. ein 
Sechstel der CO2-Menge von Atomkraftwerken, wenn man den 
gesamten Lebenszyklus der Anlagen und Brennmaterialien bis 
hin zur Versorgung des Atommülls, bzw. der Wind- und Solar-
kraftanlagen betrachtet.6

Da nur 5 % der weltweiten Energieproduktion auf Atomenergie 
entfällt und die Energieproduktion für nur 25 % der schädlichen 
Treibhausgasemissionen zuständig ist, fällt der Beitrag der Atom-
energie zur Senkung der weltweiten Treibhausgase mit 1,25 % 
entsprechend mager aus.7 Wissenschaftler des MIT errechneten, 
dass in den nächsten 50 Jahren pro Monat jeweils zwei Atom-
kraftwerke ans Netz gehen müssten, damit Atomenergie einen re-
levanten Beitrag zur Lösung der Klimakatastrophe leisten könnte.8

Doch trotz der fehlenden Wirkungen auf die Klimakrise, wirt-
schaftlicher Nachteile, ökologischer und gesundheitlicher Schä-
den und Sicherheitsrisiken halten dennoch einige Staaten an der 
Atomenergie fest und investieren aktuell sogar in die Entwicklung 
von neuen Generationen von Atomreaktoren. Weshalb tun sie 
dies und warum handelt es sich hierbei vor allem um Atomwaf-
fenstaaten und Staaten, die sich den Griff auf die Bombe offen-
halten wollen? Um diese Frage zu beantworten, muss man die 
engen Zusammenhänge der zivilen und militärischen Nutzung 
der Atomtechnologie genauer betrachten.

Die nukleare Infrastruktur

Sowohl Atomwaffen als auch Atomkraftwerke benötigen dieselben 
Spaltmaterialien – in erster Linie angereichertes Uran, sowie die 
Technologien, um dieses zu extrahieren und zu verarbeiten. Vom 
Uranbergbau über die chemische Verarbeitung des Uranerzes, 
die Urananreicherung, den Transport und Lagerung bis hin zur Si-
cherung sind sowohl die zivile wie auch die militärische Atomindu-
strie auf ein und dieselbe nukleare Infrastruktur angewiesen. So 
sind es meist auch dieselben staatlichen Firmen, Behörden oder 
Ministerien, die an den Schaltstellen dieser Infrastruktur sitzen – 
sowohl für militärische als auch für die zivilen Atomprogramme.

Durch den Ausbau einer umfangreichen nuklearen Infrastruktur 
für zivile Atomenergieprogramme wird es für ein Land deutlich 
einfacher und vor allem billiger, sein militärisches Atomprogramm 
weiter zu betreiben. Entscheidend ist am Ende lediglich der Grad 
der Anreicherung: Da das hoch energetische Isotop Uran-235 in 
Uranerz nur zu einem sehr geringen Anteil enthalten ist, muss für 
die technische Nutzung der Kernspaltung ein höherer Anteil an 
Uran-235 erreicht werden. Dies geschieht durch die sogenann-
te Anreicherung, meist in Zentrifugen. Für atomare Brennstäbe 
benötigt man einen Anreicherungsgrad von 3–5 %, für einen ato-
maren Sprengkopf eine Anreicherung von 90 %. Der technische 
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Schritt von einem zivilen zu einem militärischen Atomprogramm 
ist also vor allem eine Frage der Zahl und Leistung der Zentrifu-
gen sowie der Dauer der Anreicherung. Ansonsten sind mit einem 
funktionierenden zivilen Atomprogramm die wesentlichen Schrit-
te hin zu einer Atombombe bereits eingeleitet.

Geschichte der Entwicklung

Wie schon ausgeführt, stand am Anfang des Atomzeitalters der 
Bau einer Superwaffe zur Weltherrschaft. Im Rahmen der Ent-
wicklung der Atombombe wurde aus Uran waffenfähiges Pluto-
nium hergestellt. Der Nebeneffekt, dass durch den natürlichen 
Zerfall von Uran enorme Mengen Energie entstanden, wurde erst 
später genutzt, um das Image der Atomtechnologie aufzuwer-
ten. Unter dem Marketingslogan „Atoms for Peace“ entstanden 
in den 1950er Jahren die ersten zivilen Atomkraftwerke: Calder 
Hall, der erste zivile Atomreaktor in Großbritannien, ging 1956 
im englischen Windscale ans Netz. Gleichzeitig wurde am selben 
Standort waffenfähiges Material für die britische Atombombe ge-
wonnen. Ein Jahr nach der Inbetriebnahme von Calder Hall teste-
te das Vereinigte Königreich seine erste Wasserstoffbombe. Auch 
spätere britische Atomreaktoren wurden so konstruiert, dass sie 
waffenfähiges Plutonium produzierten.9

1958 schlossen die USA nahe Pittsburgh ihren ersten zivilen 
Atomreaktor ans Stromnetz an – 13 Jahre nach den Atombom-
benabwürfen über Hiroshima und Nagasaki. Nach und nach ent-
wickelten andere Staaten zivile Atomprogramme, von denen eini-
ge diese in militärische Programme überführten und Atomwaffen 
entwickelten. In der Sowjetunion entwickelte sich ebenso wie in 
den USA aus der militärischen die zivile Nutzung der Atomkraft. 
Schon 1954, fünf Jahre nach dem ersten sowjetischen Atombom-
benabwurf, ging der erste zivile Atomreaktor in Obnisnk an Netz.

Michael Shellenberger von der atomfreundlichen Lobbyorga-
nisation „Environmental Progress“, einer der international ein-
flussreichsten publizistischen Lobbyisten der Atomenergie, preist 
mittlerweile die zentrale Bedeutung der zivilen Atomindustrie für 
die nukleare Abschreckungsdoktrin und schreibt, „dass nationale 
Sicherheit, gleichbedeutend mit dem Besitz von Atomwaffen, oft 
der wichtigste Faktor für einen Staat ist, in friedliche Atomenergie 
einzusteigen.“10 Er listet 20 Staaten auf, die zivile Atomenergiepro-
gramme auch aus militärischen Absichten verfolgt haben: Ägyp-
ten, Argentinien, Australien, die Bundesrepublik Deutschland, 
Brasilien, Frankreich, Italien, Indien, der Iran, der Irak, Israel, 
Japan, Jugoslawien, Libyen, Norwegen, Rumänien, Südafrika, 
Schweden, die Schweiz und Taiwan. Unerwähnt lässt er dabei 
China, Großbritannien, Nordkorea, Pakistan, Russland und die 
USA, die natürlich auch alle zivile Atomenergieprogramme hatten, 
um Atomwaffen zu entwickeln.11

Ein neues atomares Wettrüsten

Aktuell sehen wir in den Atomwaffenstaaten Bestrebungen, die 
Atomwaffensysteme umfassend zu erneuern, bzw. auszubauen. 

So beschloss beispielsweise die US-Regierung in der „Nuclear 
Posture Review 2018“, alle strategischen Systeme zu ersetzen, 
neue atomare Gefechtsköpfe mit niedriger Sprengkraft zu be-
schaffen, die Reichweite luftgestützter Marschflugkörper zu er-
höhen und seegestützte Systeme nuklear zu bewaffnen. Auch 
Russland und China erneuern ihre nuklearen Systeme und entwi-
ckeln neue Waffensysteme, Großbritannien und Frankreich legen 
milliardenschwere Modernisierungsprogramme für ihre Atom-
U-Boote auf, während Nordkorea, Israel, Indien und Pakistan 
ebenfalls ihre Atomwaffenarsenale ausbauen. Gleichzeitig werden 
Einschränkungen durch internationale Rüstungskontrollabkom-
men wie den ABM- oder den INF-Vertrag verweigert. Ein neuer 
nuklearer Rüstungswettlauf ist in vollem Gange, die Bedrohung 
durch Atomwaffen und die Wahrscheinlichkeit eines Atomkrieges 
steigen.

Bedeutung der Atom-U-Boote für die 
Militärstrategie der Atomwaffenstaaten:

Russland und die USA besitzen eine sog. Triade an Atomwaf-
fen – landgestützte Atomraketen, Langstreckenflugzeuge mit 
Atombomben und atomgetriebene U-Boote, die mit Atomrake-
ten bestückt sind. Auch die meisten anderen Atomwaffenstaaten 
verfügen über mindestens zwei dieser Komponenten. Militärex-
pert*innen haben wiederholt darauf hingewiesen, dass die größte 
strategische Bedeutung den örtlich flexiblen U-Boot-basierten 
Waffensystemen zukommt. Ihre Fähigkeiten, bis zu drei Mona-
te ohne Aufzutauchen unter Wasser zu bleiben, mit hoher Ge-
schwindigkeit unerkannt weite Distanzen zurück zu legen, und an 
nahezu beliebigen Orten rund um den Globus aufzutauchen und 
die Fähigkeit, bis zu 20 Atomraketen mit jeweils einem Dutzend 
individuell lenkbaren Atomsprengköpfen abzufeuern, hat den 
Atom-U-Booten eine zentrale Rolle in den Atomwaffendoktrinen 
aller fünf offiziellen Atomwaffenstaaten (USA, Russland, Groß-
britannien, Frankreich und China) gegeben. Auch Indien verfügt 
über die Atom-U-Boote und Israel ist gerade mit deutscher Hilfe 
dabei, die nötigen technologischen Voraussetzungen für deren 
Entwicklung zu schaffen.12

URAN-ANREICHERUNG IN ZENTRIFUGEN. FÜR ATOMARE BRENNSTÄBE 

BENÖTIGT MAN EINEN ANREICHERUNGSGRAD VON 3–5 %, FÜR EINEN 

ATOMAREN SPRENGKOPF EINE ANREICHERUNG VON 90 %. 
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Es ist vor allem der Antrieb für diese U-Boote, der den Militärs 
Kopfzerbrechen bereitet, denn um monatelang ohne Auftauchen 
unter Wasser zu bleiben bedarf es eines atomaren Antriebs mit 
kleinen Reaktoren. Diese werden in der Regel mit hoch-angerei-
chertem Uran (highly enriched uranium – HEU) betrieben, also 
mit Anreicherungsgraden von über 20 %. Je nach Reaktortyp 
besteht jedoch auch die Möglichkeit, angereichertes Uran von 
unter 20 % einzusetzen. Uran, welches einen Anreicherungsgrad 
zwischen 5 und 19,75 % besitzt, wird als HALEU (high assay low 
enriched uranium) bezeichnet und soll künftig durch die zivile 
Atomindustrie zur Verfügung gestellt werden, was für das Militär 
deutlich günstiger und einfacher wäre als auf HEU angewiesen zu 
sein, das deutlich schärferen Kontrollen und Regelungen unter-
liegt. Künftig können Anreicherungsanlagen des deutsch-nieder-
ländisch-britischen Atomunternehmens URENCO in den USA 
HALEU möglicherweise auch für das US-Militär produzieren.13

HALEU und SMRs

HALEU soll in kleinen, modularen Reaktoren (small modular re-
actors – SMR) eingesetzt werden. URENCO Großbritannien hat 
kürzlich, zusammen mit anderen Firmen aus dem Nuklearbe-
reich, das Konsortium „U-Battery“ gegründet.14 Dieses soll mit 
Unterstützung der britischen Regierung kleine (4 MW), modulare 
Reaktoren entwickeln. Der Vorteil dieser SMR soll sein, dass der 
Reaktor nur alle 5–10 Jahre neu mit Brennstoff versorgt werden 
müsste. Dies wäre für die militärische Nutzung in abgelegenen 
Kampfgebieten hilfreich. Ein solcher Reaktor könnte per Last-
wagen oder Flugzeug transportiert werden, wäre unabhängig von 
fossilen Brennstoffen und müsste lediglich nach 5–10 Jahren 
zum Neubeladen mit atomaren Brennstäben wieder zurück ins 
Heimatland befördert werden.15, 16

Unklar sind bezüglich SMR weiterhin relevante Sicherheitsfragen 
darunter auch die Entsorgung des Atommülls. Darüberhinaus  be-
stehen natürlich die Bedenken bzgl. der Weiterverbreitung von 
Atomtechnologie an Staaten oder nichtstaatliche Akteure, die 
aus dem, im Reaktor enthaltenen Spaltmaterial Waffen fertigen 
könnten. Während oft betont wird, dass diese Reaktoren Entwick-
lungsländern helfen könnten, entlegene Gebiete mit Strom zu 
versorgen, liegen die einzigen bislang bekannten Orte, in denen 
SMRs installiert werden sollen, in Kleinstädten in Alaska, Idaho 
und Tennessee (USA) sowie Wales und Nordengland (UK). Viel 
glaubhafter sind da die Vermutungen, dass es bei der Entwick-
lung von SMR eigentlich um eine versteckte Quersubvention von 
Forschungs- und Entwicklungsgeldern der zivilen Atomindustrie 
für moderne Antriebsformen von atomar bestückten U-Booten 
und die Stromversorgung des Militärs in Kriegsgebieten geht.

Zivile Quersubventionen für militärische 
Atomprogramme

Auch für die Instandhaltung, Wartung, Reparatur und Moderni-
sierung von Atomwaffenarsenalen und insbesondere atomarer 
U-Bootflotten bedarf es großer Ausgaben und Personalausstat-
tungen, nicht zuletzt für die Forschung und Entwicklung neuerer 
Antriebsformen oder Sicherheitstechnologien. Der Atomexperte 
Mycle Schneider sieht hier die grundlegendste Verknüpfung zwi-
schen ziviler und militärischer Atomindustrie: „Bei der zivil-mi-
litärischen Überlappung geht es vor allem um gegenseitige Ab-
hängigkeiten des zivil-militärischen Atomkomplexes: Das Militär 
bedient sich aus demselben Fundus an Ingenieuren, Fachleuten 
und so weiter wie die zivile Atomindustrie. Die Kompetenzen, um 
die es geht, Sicherheits- und Konzeptstudien, Material- und Alte-
rungsprobleme und so weiter, das sind alles dieselben.“17

Führungspersönlichkeiten aus Politik und Industrie in den USA 
geben inzwischen offen zu, dass man auf die zivile Nutzung der 
Atomenergie angewiesen ist, um Atomwaffen bauen zu können: 
„Das gesamte US-amerikanische Atomunternehmen – Waffen, 
Bootsantrieb, Nichtverbreitung, Anreicherung, Brennstoffproduk-
tion und Verhandlungen mit internationalen Partnern – hängt von 
einer robusten zivilen Atomindustrie ab.“ („The entire US nuclear 
enterprise – weapons, naval propulsion, non-proliferation, enrich-
ment, fuel services and negotiations with international partners 
– depends on a robust civilian nuclear industry“).18

Auch der ehemalige US-amerikanische Energieminister Ernest 
Moniz bekräftigt diesen Zusammenhang: „Eine starke einheimi-
sche Versorgungskette wird benötigt, um die Bedürfnisse der 
Atomflotte der US-Navy zu decken. Diese Versorgungskette hat 
eine inhärente und sehr ausgeprägte Überschneidung mit der 
kommerziellen Atomenergie“ („A strong domestic supply chain 
is needed to provide for nuclear Navy requirements. This supply 
chain has an inherent and very strong overlap with the commer-
cial nuclear energy“).19 In den USA ist das Energieministerium 
gleichzeitig für die zivile Atomenergie und die Entwicklung, Tes-
tung und Produktion von Atomwaffen zuständig. Erst kürzlich 
empfahlen hochrangige US-Militärs, Politiker, Unternehmer und 
ehemalige Leiter der nuklearen Aufsichtsbehörde NRC dem aktu-
ellen US-Energieminister Rick Perry in einem Brief, die wichtige 
Rolle der zivilen Atomkraft für die nationale Sicherheit der USA 
anzuerkennen und konkrete Schritte zu unternehmen, um die 
Atomkraftwerke in ihrem Bestand für den amerikanischen Elekt-
rizitätsmarkt zu stabilisieren.20

Auch im Vereinigten Königreich spielen versteckte Quersubventi-
onen aus der zivilen Atomindustrie für das Atomwaffenprogramm 

Durch den Ausbau einer umfangreichen nuklearen Infrastruktur für zivile 
Atomenergieprogramme wird es für ein Land deutlich einfacher und vor 
allem billiger, sein militärisches Atomprogramm weiter zu betreiben.
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des Landes eine Rolle. Im Zuge der Planungen des neuen Atom-
kraftwerks Hinkley Point C wurde von vielen Kritikern hinterfragt, 
weshalb Großbritannien in ein völlig überteuertes AKW-Projekt in-
vestiere, welches den Strompreis für die Verbraucher über meh-
rere Jahrzehnte deutlich erhöhen und die britische Energiever-
sorgung von Ländern wie Frankreich und China abhängig machen 
würde. Der vertraglich festgelegte Abnahmepreis von 92,50 £/
MWh liegt deutlich über dem derzeitigen Marktpreis von rund 
42 £/MWh, so dass der Endverbraucher die Differenz von 50 £/
MWh zahlen muss.

Durch eine Studie der Universität Sussex wurde bekannt, dass in 
Großbritannien aus Gründen „der nationalen Sicherheit“ dringend 
Subventionen der atomtechnologischen Infrastruktur gebraucht 
würden, also vor allem der Ausbildung von Ingenieuren für die 
Forschung und Entwicklung. Die Wissenschaftler*innen der Uni-
versität Sussex schreiben, dass die Kosten des Trident-Atompro-
gramms ohne die Quersubvention durch den hohen Abnahme-
preis für den Atomstrom aus Hinkley Point C explodieren würden.

Die Modernisierungskosten der britischen Atom-U-Boote be-
tragen bereits ohne Ausgaben für Forschung, Entwicklung und 
Weiterbildung von Personal 40 Milliarden Pfund. Damit Groß-
britannien seinen Status als Atomwaffenstaat aufrechterhalten 
kann, sollen britische Energiekunden und Steuerzahler nun mit 
dem überteuerten Strompreis in Hinkley Point dieses Atomwaf-
fenprojekt subventionieren. Eine wichtige Rolle spielte hierbei der 
„Nuclear Skills Strategic Plan“, der fordert, die Zahl der in der 
Nuklearindustrie Beschäftigten von 78.000 (2015) auf 111.000 
(2021) anzuheben.21 Das Großprojekt Hinkley Point C soll eine na-
tionale Basis an atomspezifischen Fertigkeiten sicherstellen, ohne 
die die Kosten des Atom-U-Boot-Projekts nicht bezahlbar wären. 
(Hinkley Point C will „maintain a large-scale national base of nuc-
lear-specific skills“ without which there is concern „that the costs 
of UK nuclear submarine capabilities could be insupportable.“)22 
So ließe sich der volkswirtschaftliche und sicherheitspolitische 
Irrsinn von Hinkley Point C zum einen mit den Bedürfnissen des 
britischen Militärs für das Trident-Atomwaffenprogramm und zum 
anderen mit den Bedürfnissen der Politik erklären, Ausgaben für 

Trident unter dem Deckmantel der Förderung ziviler Atomenergie 
zu verstecken. Ähnliche Überlegungen dürften hinter den massi-
ven staatlichen Subventionen der zivilen Atomindustrie in Frank-
reich, China und Russland stecken. Die enormen Verluste des 
Atomunternehmens Areva, die durch das Desaster mit dem Euro-
pean Pressurised Reactor (EPR) im finnischen Olkiluoto und im 
französischen Flamanville enstanden, wurden durch den Aufkauf 
des Unternehmens durch den Staatsbetrieb EDF einfach durch 
Steuergelder aufgefangen. So wird an beiden Standorten weiterge-
baut. Trotz aller Rückschläge mit diesem Reaktortyp kam mit Hin-
kley Point C sogar ein dritter EPR-Standort in Großbritannien hinzu.

Situation in Deutschland

Der zivil-militärische Zusammenhang in der Atomindustrie wird in 
Deutschland von Medien und Politik oft unterschlagen und aus-
geblendet. Es wird so getan, als könne man klar und deutlich zwi-
schen ziviler und militärischer Atomindustrie trennen. Besonders 
eklatant treten diese Zusammenhänge in Deutschland am Karls-
ruher Institut für Technologie (KIT) auf, wo im Rahmen des EU-ge-
förderten SAMOFAR-Programms Forschung an der Thorium-Flüs-
sigsalzreaktortechnologie durchgeführt wird, die perspektivisch in 
den Small Modular Reactors (SMR) eingesetzt werden soll. Tho-
rium-Flüssigsalzreaktoren wurden in den 1950er Jahren bereits 
erforscht, aus Sicherheitsgründen aber nicht weiterverfolgt. Sie 
sind in der Lage, atomwaffenfähiges Uran-233 zu produzieren.

Paradebeispiel für zivil-militärische Synergien in der Atomindust-
rie ist jedoch der deutsch-niederländisch-britische Atomkonzern 
URENCO, der 10 % des Weltmarkts für angereichertes Uran be-
dient. Der Konzern hat vier Standorte: Gronau (Deutschland), 
Almelo (Niederlande), Capenhurst (Großbritannien) und Eunice 
(USA). Eigentümer und Betreiber der Urananreicherungsanla-
ge Gronau sind die deutschen Energiekonzerne RWE und EON. 
RWE-Chef Dr. Frank Wiegand sitzt im Direktorium des Gesamt-
konzerns und trägt einen Teil zur internationalen Politik bei. Da die 
Anreicherung in den URENCO-Zentrifugen auch die Herstellung 
von waffenfähigem Uran ermöglicht, unterliegt URENCO einem 
Kontrollsystem im Rahmen des Vertrages von Almelo (1970). Die 

BRITISCHES ATOM-U-BOOTBAUSTELLE DES UMSTRITTENEN AKW „HINKLEY POINT C“
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Regierungen Großbritanniens, der Niederlande und Deutschlands, 
sind gemäß dieses Vertrags durch einen sogenannten „Gemein-
samen Ausschuss“, mit Vetorecht, an der Aufsicht des Unterneh-
mens beteiligt. URENCO hat derzeit Lieferverträge für die Brenn-
stoffversorgung von maroden, grenznahen AKWs im belgischen 
Doel und Tihange, im französischen Cattenom, sowie für mehrere 
deutsche, schwedische und ukrainische Atomkraftwerke. 2017 
wurde zudem bekannt, dass URENCO angereichertes Uran in das 
AKW Watts Bar I im US-amerikanischen Tennessee liefern könne, 
wo damit Tritium für US-Atomwaffen hergestellt werden könnte.23  

Kürzlich verkündete URENCO, dass am US-Standort Eunice Uran 
nun auf 19,25 % angereichert werden soll statt wie für die zivile 
Atomkraft notwendig auf lediglich 3-5 %.

Noch besorgniserregender ist jedoch die Lieferung in die Vereinig-
ten Arabischen Emirate, wo die vier Atomreaktoren des AKW Bak-
karah Ende 2019 ans Netz gehen sollen. Unklar bleibt die Situation 
bezüglich der geplanten 16 AKWs in Saudi Arabien.24 Auffällig ist, 
dass sich Saudi Arabien bisher geweigert hat, die UN-Inspektoren 
für Nichtweiterverbreitung zu Kontrollzwecken ins Land zu las-
sen.25 Der sich zuspitzende Konflikt zwischen dem Iran und Saudi 
Arabien einerseits und die Aufkündigung des Atomabkommens 
mit dem Iran durch die US-Regierung andererseits zeigen, wie 
dringend eine internationale Politik der atomaren Rüstungskontrol-
le ist und wie eng die Zukunftspläne der Atomwaffenindustrie mit 
denen der zivilen Atomenergienutzung verknüpft sind.

Fazit 
 
Ohne eine „robuste“ zivile Atomindustrie und die damit einher-
gehende nukleare Infrastruktur wären Atomwaffenprogramme 

aufgrund der hohen Kosten, Risiken und dem Bedarf an 
ausgebildetem Fachpersonal nicht tragbar. Das Militär bedient 
sich in allen Atomwaffenstaaten in Form versteckter Quersub-
ventionen aus Personalmitteln, Forschungsgeldern und der 
nuklearen Infrastruktur der zivilen Atomindustrie. Die in allen 
Atomwaffenländern stattfindende Modernisierung der Atomwaf-
fenarsenale treibt auch die Entwicklung neuer, kleiner modularer 
Reaktoren (SMR) voran.

Obwohl angeblich für die zivile Nutzung bestimmt, dienen SMR 
vor allem militärischen Zwecken, insbesondere dem Antrieb von 
atomar bewaffneten U-Booten, die mittlerweile zum wichtigsten 
Bestandteil der Atomwaffendoktrinen der großen Atommächte 
geworden sind. Wenn die Atomreaktoren der U-Boote statt mit 
hoch angereichertem Uran (HEU) auch mit HALEU (Anreiche-
rungsgrad 5–20 %) betrieben werden können, ergibt sich die 
Möglichkeit, den zivilen Atommarkt für den Erwerb des benötig-
ten U-Boot-Treibstoffs zu nutzen. Ein weiteres Einsatzgebiet soll 
die Elektrizitäts-Versorgung des Militärs in entlegenen Kampfge-
bieten sein. Hier scheint ein kleiner Atomreaktor robuster und für 
militärische Bedürfnisse besser einsatzfähig zu sein.

Wie auch zu Beginn der „zivilen“ Atomindustrie in den 1950er 
Jahren, gilt es deren Werbesprüchen mit Misstrauen zu begeg-
nen. Atomenergie dient nicht der Reduktion der Strompreise, son-
dern treibt diese erst in die Höhe. Auch für die Klimakatastrophe 
bietet die Atomenergie keine Antwort.26 Die Friedensbewegung, 
ICAN und die Anti-Atom-Bewegung sollten angesichts dieser Zu-
sammenhänge sehr viel enger zusammenarbeiten.

Dr. med. Angelika Claußen, Präsidentin der IPPNW Europa und 
Dr. med. Alex Rosen, Vorsitzender der IPPNW Deutschland
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Tomsk-7/Sewersk, Russland, AtomfabrikDie Explosion der Atomanlage in Tomsk-7 führte zur radioaktiven Ver-

seuchung einer Fläche von ca. 120 km², setzte Zehntausende Menschen 

einer erhöhten Strahlenbelastung aus und kontaminierte Luft, Wasser 

und Böden für viele Generationen. Diese Katastrophe ist vermutlich der 

folgenschwerste russische Atomunfall nach Tschernobyl und Majak.

Hintergrund
Die geheime sibirische Stadt „Tomsk-7“, die 1992 

ihren historischen Namen Sewersk wieder erhielt, be-

heimatete mehrere Anlagen zur Urananreicherung 

und Herstellung von Plutonium für russische Atom-

bomben und zivile Atomreaktoren. Außerdem wurden 

abgebrannte Brennstäbe wieder aufbereitet. In der ge-

schlossenen Stadt lebten etwa 100.000 Bedienstete 

und ihre Familien. Am 6. April 1993 ereignete sich in 

der Wiederaufbereitungsanlage Tomsk-7 einer der fol-

genschwersten Unfälle der russischen Atomindustrie. 

An diesem Tag füllten Angestellte einen Atommülltank 

mit Salpetersäure, um Plutonium aus verbrauchten 

Brennstäben herauszutrennen. Es ist nach wie vor un-

klar, ob der Unfall durch technische oder menschliche 

Fehler verursacht wurde. Man glaubt, dass ein Man-

gel an Druckluft dazu führte, dass innerhalb weniger 

Minuten die Mischung aus Salpetersäure, Uran und 

Plutonium kritische Temperaturen erreichte. Die dar-

auf folgende Explosion zerstörte den größten Teil der 

Anlage und setzte ca. 250 m³ radioaktives Gas, 8,7 kg 

Uran und 500 g Plutonium in die Umgebung frei.1 Die 

Gesamtmenge der ausgetretenen radioaktiven Parti-

kel wird auf ca. 30 Terabecquerel Beta- und Gamma-

Strahler beziffert (Tera = Billion) sowie ca. sechs Giga-

becquerel Plutonium-239 (Giga = Milliarde). 1.500 m² 

rund um die Anlage wurden schwer kontaminiert, doch 

insgesamt wurde eine Fläche von etwa 120 km² ver-

seucht, da diese von radioaktivem Niederschlag be-

troffen war.1,4 Die Explosion in Tomsk-7 wurde anhand 

der Internationalen Bewertungsskala für nukleare Er-

eignisse (INES) auf Stufe 4 eingeordnet – ähnlich hoch 

also, wie die Atomkatastrophe der Atomanlage Tokai-

mura 1999 in Japan. 

Folgen für Umwelt und Gesundheit
Am schwersten betroffen waren die Orte, über denen 

sich radioaktiver Niederschlag ereignete, wie die Dör-

fer Georgiewka und Nadeschda. Hier entstanden so-

genannte „Hotspots“ mit erhöhter Radioaktivität von 

bis zu 30 µGy/h (etwa 100-mal mehr als die normale 

Hintergrundstrahlung). In den verseuchten Böden wur-

de ein signifikanter Anstieg von langlebigen Radioiso-

topen wie Cäsium-137 und Strontium-90 gemessen.1 

Cäsium-137 kann, wenn es über Nahrung, Wasser 

oder die Atemwege aufgenommen wird, solide Tumore 

und auch Gendefekte bei folgenden Generationen ver-

ursachen, während Strontium-90 zu Leukämie führen 

kann. Im Rahmen der Aufräumarbeiten wurden mit 

Unterstützung aus dem Ausland ca. 577 g Plutonium 

vom Gelände der Anlage entfernt. Bemerkenswert da-

bei ist, dass die Menge an Plutonium, die sich im ex-

plodierten Tank befand, mit lediglich 450 g angegeben 

wurde, sodass es naheliegt, dass es schon vor dem 

Unglück Austritte von Plutonium in die Umgebung ge-

geben haben muss.1 In Schneeproben wurden noch 

Monate nach der Explosion erhöhte Werte der radio-

aktiven Stoffe Plutonium, Uran, Zirkonium, Ruthenium, 

Cerium, Niob und Antimon gemessen. Diese stellen 

für die Bevölkerung eine kontinuierliche Strahlenbelas-

tung dar.1 Die Bellona Stiftung, eine norwegische Um-

weltorganisation, zählte insgesamt 30 größere Unfälle 

in der Atomanlage von Tomsk-7 und schätzt, dass pro 

Jahr etwa zehn Gramm Plutonium in die Atmosphä-

re ausgetreten sein müssen. Außerdem dokumentier-

te sie große Mengen an radioaktivem Abfall, die sich 

während der 50-jährigen Betriebszeit der Anlage auf 

dem Gelände angesammelt hatten. In unterirdische 

Depots gekippt oder in maroden Auffangbecken unter 

freiem Himmel liegend, stellen die radioaktiven Hinter-

lassenschaften der Atomindustrie bis heute eine aku-

te Bedrohung für die örtliche Bevölkerung dar.2 2008 

wurden in einer Studie sowohl in Boden- als auch in 

Wasserproben erhöhte Belastungen mit Plutonium 

und Cäsium-137 nachgewiesen – vermutlich ein Hin-

weis auf weitere Lecks.3

Ausblick
Dank des Abkommens zur Beendigung der militäri-

schen Plutoniumproduktion zwischen Russland und 

den USA wurden im Juni 2008 einige Reaktoren in 

Tomsk-7 stillgelegt. Die Wiederaufbereitung von ab-

gebrannten Brennstäben und die Deponierung von 

radioaktivem Abfall auf dem Gelände des heutigen 

Sibirischen Chemikalien Kombinats werden allerdings 

weiter fortgesetzt. Trotz erhöhter Konzentrationen von 

Plutonium, Strontium, Cäsium und anderer radioak-

tiver Substanzen in Boden und Wasser wurden kei-

ne aussagekräftigen medizinischen Studien in der 

Lokalbevölkerung durchgeführt. 2001 entschied das 

Verwaltungsgericht von Tomsk zugunsten verstrahl-

ter Anwohner des Ortes Georgiewka, die gegen das 

Sibirische Chemikalien Kombinat geklagt hatten. Das 

Kombinat ist nun verpflichtet, jedem Kläger eine Ent-

schädigung in Höhe von umgerechnet 860 US-Dollar 

zu zahlen. Während der laufenden Gerichtsverhand-

lungen sind laut der Bellona Stiftung 14 der 26 Kläger 

verstorben.2 Auch sie und die anderen Geschädigten 

durch die Radioaktivität von Tomsk-7 sind Hibakusha. 

Auch ihre Gesundheit wurde der Atomindustrie und 

der Produktion von Nuklearwaffen untergeordnet.

Quellen
1 „The radiological accident at the reprocessing plant at Tomsk“. Internationale Atomenergie Organisation IAEO, Oktober 1998. www-pub.iaea.org/mtcd/publications/pdf/p060_scr.pdf

2 Alimov R. „People vs. Siberian Chemical Combine.“ Website der Bellona Stiftung, 10.02.2001 

 http://bellona.ru/bellona.org/english_import_area/international/russia/nuke_industry/siberia/seversk/22031

3 Gauthier-Lafaye F. „Radioisotope contaminations from releases of the Tomsk-Seversk nuclear facility.“ Journal of Environmental Radioactivity 2008 Apr;99(4):680-93. 

 www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/17996340
4 Goulet M. „Siberia Nuclear Waste – Case 393“. American University Washington. www1.american.edu/ted/sibnuke.htm
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Hiroshima, Japan 

Atomwaffenangriff

Am 6. August 1945 warfen die USA die Atombombe „Little Boy“ 

über dem Zentrum der japanischen Stadt Hiroshima ab. Von den 

350.000 Einwohnern starben etwa 140.000 bis Ende des Jah-

res. Die Überlebenden „Hibakusha“ erlitten Spätfolgen der ra-

dioaktiven Strahlung, wie z. B. signifikant erhöhte Krebsraten.

Hintergrund

Während des Zweiten Weltkriegs stellten die USA drei 

Atombomben her. Nach dem ersten erfolgreichen Test 

einer Atomwaffe, dem Trinity-Test vom 16. Juli 1945, 

sollten die verbleibenden zwei Bomben über japa-

nischen Städten abgeworfen werden. Am 6. August 

1945 wurde die Uranbombe „Little Boy“ über Hiro-

shima detoniert, am 9. August 1945 folgte die Pluto-

niumbombe „Fat Man“ über Nagasaki. In Hiroshima 

wurde die berühmte Aioi-Brücke inmitten eines dicht 

besiedelten Gewerbe- und Wohngebiets als Zielkoor-

dinate ausgewählt. „Little Boy“ explodierte in 580 m 

Höhe mit einer Sprengkraft von ca. 15.000 Tonnen 

TNT-Äquivalent.

Folgen für Umwelt und Gesundheit

Die Atombombe setzte enorme Energiemengen frei. 

Etwa 50 % der Gesamtenergie zerstörte als gewaltige 

Druckwelle den Stadtkern Hiroshimas, samt beinahe 

aller Gebäude und Krankenhäuser im Umkreis von 

etwa zwei Kilometern. Trommelfelle und Lungen platz-

ten noch mehrere Kilometer entfernt vom Hypozen-

trum, während Gebäudeteile, Fahrzeuge und Körper 

als Projektile durch die verwüsteten Straßen schossen. 

Es herrschten Windstärken, wie sie sonst nur bei gro-

ßen Hurrikans gemessen werden.1,2

Etwa 35 % der Gesamtenergie führten in Form von Hit-

ze zu einem regelrechten Feuersturm, der die gesam-

te Innenstadt erfasste. Mit Temperaturen von 3.000 °C 

bis 4.000 °C im Hypozentrum verdampfte dort jegli-

ches Leben und ließ nur „atomare Schatten“ auf dem 

Asphalt zurück.6 Auch die meisten Gebäude im Um-

kreis von etwa zwei Kilometern gingen in Flammen auf. 

Freiliegende Haut wurde innerhalb eines Umkreises 

von 3,5 km verbrannt. Menschen, die sich in Kellern 

und Bunkern versteckten, starben an Sauerstoffman-

gel und Rauchvergiftung.1,2 Die verbleibenden 15 % 

der Gesamtenergie der Atombombe wurden in Form 

von radioaktiver Strahlung freigesetzt.1,2 

Von 298 Ärzten in Hiroshima überlebten nur 28 die 

Atomexplosion. Gemeinsam mit etwa 130 Kranken-

pflegern und 28 Apothekern waren sie die Einzigen, 

die nach der Detonation medizinische Hilfe leisten 

konnten.3 Die meisten Todesfälle der ersten zwei Wo-

chen waren auf Verbrennungen, Verletzungen und 

akute Strahlungsfolgen zurückzuführen.1,2 Von der 

dritten bis zur achten Woche starben vor allem die-

jenigen, die einer Strahlung von über drei bis vier Sie-

vert (Sv) ausgesetzt wurden durch Organversagen, 

Blutverlust, unstillbares Erbrechen, blutige Durchfälle, 

Hautablösungen und Knochenmarksdepression mit 

Anämie, Infektanfälligkeit und Blutungen. Am ersten 

Tag starben nach konservativen Schätzungen mindes-

tens 45.000 Menschen. Bis Ende des Jahres 1945 

stieg die Zahl auf etwa 140.000.1-4 Die exakte Zahl der 

Opfer wird nie abschließend geklärt werden, auch weil 

die tatsächlichen Bevölkerungszahlen in Hiroshima in 

den letzten Kriegstagen letztlich unbekannt waren, 

Dokumente verbrannten, ganze Familien umkamen 

und das Sozialsystem durcheinandergeriet.

Als Folgen der direkten Strahlenauswirkung auf Haut 

und Augen wurden zunächst narbige Keloide und Ka-

tarakte beschrieben. Ab etwa 1947 wurde bereits eine 

nicht-lineare Zunahme an Leukämien beobachtet.1-4 

Die Inzidenz von Leukämie hatte ihren Höhepunkt in 

der ersten Hälfte der 1950er Jahre und sank danach 

allmählich ab. Es kann davon ausgegangen werden, 

dass das Leukämierisiko für Menschen mit einer Strah-

lenbelastung von zwei bis drei Sievert etwa 16-mal hö-

her war als in der Allgemeinbevölkerung. Bis heute ist 

die Leukämieinzidenz in Hiroshima im Vergleich zum 

Rest der japanischen Bevölkerung leicht erhöht.5 Die 

Inzidenz des Myelodysplastischen Syndroms steigt 

hingegen weiterhin mit zunehmendem Alter der Über-

lebenden, wie auch die Inzidenz an soliden Tumoren. 

Nachdem man anfangs vor allem einen Anstieg von 

Schilddrüsenkrebsfällen beobachtete, stiegen bald 

auch die Raten von Brust-, Magen-, Darm- und Haut-

krebs sowie Leber-, Gallenblasen-, Harnblasen- und 

Ovarialkarzinomen.1,4 Die epidemiologische „Life Span 

Study“ (LSS) wurde 1950 begonnen und zeigte, dass 

die Inzidenz für Krebserkrankungen proportional zur 

individuellen Strahlendosis stieg. Auch war die Inzi-

denz umso höher, je jünger die Menschen zum Zeit-

punkt der Exposition waren. Die Hibakusha zeigten 

im Vergleich zur Allgemeinbevölkerung im Schnitt ein 

1,5-fach erhöhtes Risiko für die Entwicklung solider 

Tumoren.4 Neben Krebsfällen wurden auch andere 

Krankheiten vermehrt festgestellt, wie gutartige Tumo-

re, hormonelle Störungen, Bluthochdruck, Schlagan-

fall, sowie Herz- und Lebererkrankungen.4 Auch die 

Häufigkeit chromosomaler Aberrationen stieg mit der 

Strahlendosis und wird daher auch als „biologisches 

Dosimeter“ bezeichnet. Im Fall von intrauteriner Strah-

lenexposition wurden vermehrt Mikrozephalie und 

geistige Entwicklungsstörungen beim Nachwuchs be-

obachtet.1,2,4

Ausblick

Die Überlebenden der Atombombenexplosion heißen 

im japanischen „Hibakusha“. Die meisten der noch 

lebenden Hibakusha wurden der Strahlung in sehr 

jungem Alter ausgesetzt, sodass bei ihnen gravieren-

de Langzeitfolgen und erhöhte Krankheitsraten zu er-

warten sind. Auch wurden die Auswirkungen interner 

Strahlung durch radioaktiven Niederschlag nicht in die 

LSS-Studie miteinbezogen. Da diese erst 1950 begon-

nen wurde, konnten zudem zahlreiche strahlenbeding-

te Effekte der ersten fünf Jahren, insbesondere jene 

der Perinatalzeit, nie untersucht werden. Einige Über-

lebendenverbände werfen der japanischen Regierung 

zudem vor, die Spätfolgen der Strahlung auf die Nach-

kommen der Hibakusha aus politischen Gründen zu 

verheimlichen.
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Durch die Hitze der Atombombenexplosion geschmolzene Gegenstände – Glasflaschen, Münzen, Metall, Stein, Porzellan – die 

heute im Hiroshima-Peace-Memorial-Museum ausgestellt sind. Foto: glamismac, creativecommons.org/licenses/by-nc-sa/2.0

1945: Eine Überlebende des Atombombenangriffs mit Verbrennungen, die dem Muster ihres während der Explosion getragenen 

Kimonos entsprechen. Foto: U.S. National Archives and Records Administration

Der Blick vom Roten Kreuz Krankenhaus über Hiroshima, 1945. Die Atombombe setzte enorme Energiemengen frei. Etwa 50 % 

der Gesamtenergie zerstörte als gewaltige Druckwelle den Stadtkern Hiroshimas, damit auch einen Großteil der Krankenhäuser 

im Umkreis von etwa zwei Kilometern. Foto: U.S. Government
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Basra, IrakEinsatz von UranmunitionDurch den Einsatz von Munition mit abgereichertem Uran während des 

Golfkriegs 1991 wurde die Lokalbevölkerung nachhaltig erhöhten Strah-

lenwerten ausgesetzt. Dies könnte möglicherweise den signifikanten An-

stieg von Krebserkrankungen und angeborenen Missbildungen erklären, 

der nach 1991 in der südirakischen Stadt Basra dokumentiert wurde.

Basra, eine Stadt mit 1,6 Millionen Einwohnern, wurde während des Golfkrieges Bombardements mit DU ausgesetzt. Studien 

fanden einen Anstieg angeborener Anomalien im Jahr 1998 sowie eine Verdopplung der Leukämierate und Verdreifachung der 

Rate aller Kinderkrebserkrankungen zwischen 1990 und 1999. Foto: s1lang / creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/2.0
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5  Yacoub et al. „Further evidence on the relation between depleted uranium and the incidence of malignancies 
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Wegen seiner großen Dichte wird abgereichertes Uran für panzer- und bunkerbrechende Munition verwendet. Beim Aufprall wird 

das abgereicherte Uran pulverisiert und entzündet sich spontan. Das entstehende Uran-Aerosol mit Partikelgrößen im Nanobe-

reich wird mit dem Wind weit verteilt. Foto: Wim Zwijnenburg

Panzer, die von DU-Munition getroffen wurden, wurden auf dem Schlachtfeld am Rande der Stadt zurück gelassen. Nach dem 

Ende der Kämpfe wurden diese Panzerfriedhöfe von Schrotthändlern und Souvenirjägern geplündert und von Kindern als „Aben-

teuerspielplatz“ benutzt. Foto: Wim Zwijnenburg

HintergrundAbgereichertes Uran oder „DU“ (engl. „depleted ura-

nium“) besteht überwiegend aus dem Isotop Uran-238 

und ist ein Abfallprodukt des Anreicherungsprozesses 

zur Herstellung von reaktor- und waffenfähigem Uran. 

Im Golfkrieg von 1991 setzten die USA und Großbri-

tannien DU-Munition ein. Die britische Royal Society 

of Medicine schätzt, dass 340 Tonnen abgereichertes 

Uran im Irak verschossen wurden.1 Wegen seiner ho-

hen Dichte und der Fähigkeit, Panzerwände zu durch-

schlagen, wird vermutet, dass auch andere Länder 

DU-Munition verwenden. Da es sich bei abgereicher-

tem Uran um radioaktiven Abfall handelt, ist der Stoff 

in allen Ländern mit einer Atomindustrie in großen 

Mengen verfügbar. In panzerbrechender Munition ein-

gesetzt, wird das Uran beim Aufprall pulverisiert und 

entzündet sich spontan im Inneren des Fahrzeugs. 

Das entstehende Uranoxid-Aerosol mit Partikelgrößen 

im Nanobereich verhält sich wie ein Gas und kann mit 

dem Wind Hunderte von Kilometern transportiert wer-

den. Mit einer physikalischen Halbwertzeit von etwa 

4,5 Milliarden Jahren stellt der Uranstaub ein perma-

nentes Gesundheitsrisiko nach bewaffneten Konflikten 

dar.2,3 Basra, eine Stadt mit 1,6 Millionen Einwohnern, 

wurde während des Golfkrieges heftigen Bombarde-

ments mit abgereichertem Uran ausgesetzt. Zudem 

wurden Panzer, die von DU-Munition getroffen wur-

den, auf dem Schlachtfeld am Rande der Stadt zu-

rückgelassen. Nach dem Ende der Kämpfe wurden 

diese Panzerfriedhöfe von Schrotthändlern und Sou-

venirjägern geplündert und von Kindern als „Aben-

teuerspielplatz“ benutzt. So kamen selbst lange nach 

Ende der Kampfhandlungen zahlreiche Menschen, vor 

allem Zivilisten, mit radioaktivem Material in Kontakt. 
Folgen für Umwelt und Gesundheit

Abgereichertes Uran kann durch Inhalation, Ingestion 

mit der Nahrung oder durch offene Wunden in den 

Körper gelangen. Ein Teil wird mit dem Urin ausge-

schieden. Dabei werden die Nieren stark belastet. Bei 

starker Uranvergiftung kann akutes, tödliches Nieren-

versagen entstehen. Der Rest des Urans verbleibt im 

Körper, wo es insbesondere in Knochen eingebaut wird 

und von dort aus das umliegende Gewebe verstrahlt.2 

Während Uran vorrangig eine Quelle von Alpha-Strah-

lung ist, können seine Spaltprodukte auch Beta- und 

Gamma-Strahlung emittieren. Die innere Verstrahlung 

führt zu Mutationen, Krebs und angeborenen Fehl-

bildungen. In Tierversuchen wurden teratogene und 

genetische DU-Effekte nachgewiesen. Mit epidemiolo-

gischen Studien wurden gesteigerte Fehlbildungsraten 

bei Neugeborenen festgestellt, deren Väter oder Müt-

ter DU ausgesetzt waren.2 Nach dem Golfkrieg stieg die Rate von Krebserkran-

kungen und kindlichen Missbildungen nahe der 

Schlachtfelder, auf denen DU-Munition verwendet 

wurde, an. Eine umfassende Studie aus Basra fand 

einen signifikanten Anstieg angeborener Anomalien 

bei Kindern: 7,76 pro 1.000 Geburten im Jahr 1998 

statt 3,04 pro 1.000 Geburten im Jahr 1990. Neben 

angeborenen Herzfehlern und Chromosomenverände-

rungen wurden auch schwere Missbildungen wie An-

enzephalie (fehlendes Gehirn), Zyklopie (Einäugigkeit) 

oder Gastroschisis (fehlender Bauchdeckenschluss) 

sowie Spina bifida (offener Rücken), fehlende Extremi-

täten, Fischhaut, Gaumenspalten und Gedeihstörun-

gen beobachtet.4 Eine Studie der Universität von Basra 

fand bei Kindern eine Verdopplung der Leukämierate 

und eine Verdreifachung der Rate aller Kinderkrebs-

erkrankungen zwischen 1990 und 1999.5 Im Rahmen 

einer Feldstudie wurden zahlreiche Orte mit erhöhten 

Strahlenwerten gefunden – vor allem in der Nähe der 

Panzerfriedhöfe.5 

Ausblick
Die Konsequenzen des militärischen Einsatzes von 

DU-Munition auf die Zivilbevölkerung kommen erst 

langsam zutage. Dem UN Umwelt-Programm zufolge 

hat „der intensive Gebrauch von Waffen mit abgerei-

chertem Uran wahrscheinlich zu einer Kontaminierung 

der Umwelt geführt, deren Ausmaß oder Folgen noch 

unbekannt sind“.1 Ebenfalls betroffen sind die Bewohner des Kosovo und 

Serbiens, wo DU-Munition während des Kriegs von 

1999 eingesetzt wurde, die Einwohner von Falludscha, 

deren Stadt 2004 mit DU-Munition beschossen wurde 

sowie britische und US-amerikanische SoldatInnen. 

Sie alle sind Hibakusha, denn ihre Gesundheit wurde 

durch Uranwaffen nachhaltig geschädigt – Waffen, die 

nicht existieren würden, wenn die Atomindustrie nicht 

Uran für Reaktoren und Atomwaffen anreichern wür-

de. 

Weiterführende Literatur
Report „Die gesundheitlichen Folgen von Uranmuni-

tion“ von IPPNW und ICBUW:
http://issuu.com/ippnw/docs/ippnw_icbuw_report_

depleted-uranium_2012
Broschüre „Uranmunition – Strahlende Geschosse“:

issuu.com/ippnw/docs/ippnw_uranmunition_web
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Wismut-Region, Deutschland
Uranbergbau
Im sächsischen Erzgebirge und in Ostthüringen wurde von 
der Sowjetisch-Deutschen Aktiengesellschaft Wismut zwi-
schen 1946 und 1990 Uranerz gefördert. Viele Tausende 
Arbeiter und Bewohner der Region leiden bis heute an strah-
leninduzierten Erkrankungen wie Lungenkrebs. 

Hintergrund
Uranerz, die sogenannte „Pechblende“, wurde im 
19. Jahrhundert im Erzgebirge entdeckt und diente 
zunächst wissenschaftlichen Untersuchungen, wie 
denen von Marie Curie, die erstmals die Radioaktivi-
tät definierte. Während des Nationalsozialismus wurde 
der Abbau intensiviert, um die Pläne zur Entwicklung 
einer Atombombe in Deutschland umzusetzen. Nach 
Ende des Zweiten Weltkrieges wurde Uranoxid aus 
dem Erzgebirge von der Sowjetunion konfisziert, um 
das eigene Atomprogramm damit voranzutreiben.1

Der Bergbau in der Region wurde nach Kriegsende 
derart gefördert, dass das Erzgebirge 1947 mit einer 
jährlichen Liefermenge von 145 Tonnen rasch zur 
wichtigsten Uranquelle für das sowjetische Atompro-
gramm wurde. Im Mai desselben Jahres wurde die so-
wjetische Kapitalgesellschaft „Wismut“ gegründet und 
weitere Bergwerke im Erzgebirge und rund um die 
ostthüringische Stadt Ronneburg erschlossen. Mehr 
als 40.000 Zwangsarbeiter wurden dort eingesetzt, 
sodass im Jahr 1950 der jährliche Ertrag an Uranoxid 
bereits 1.000 Tonnen erreicht hatte.

In den 1950er Jahren wurde die DDR offizielles Mit-
glied der Wismut Kapitalgesellschaft. Mehr als 130.000 
Bergleute arbeiteten in den über 20 Minen der Region. 
Die Wismut wurde der weltweit drittgrößte Uranliefe-
rant, mit einer Gesamtfördermenge von 200 Millionen 
Tonnen Uranerz bis zur Schließung der Minen 1990.

Folgen für Umwelt und Gesundheit
Durch den Abbauprozess des Uranerzes wurden radio-
aktive Isotope wie Radon, Polonium und Bismut frei-
gesetzt. Diese Partikel wurden von den Bergarbeitern 
eingeatmet und verblieben in der Lunge, wo sie über 
Jahre das umliegende Gewebe verstrahlten. So ent-
standen Zellschäden, Mutationen und letztlich Krebs.
Über die Jahre wurden ca. 395 Millionen Kubikme-
ter strahlende Rückstände auf insgesamt 48 Abraum-
halden geschüttet und so ein Gebiet von etwa 3.700 
Hektar nachhaltig radioaktiv verseucht. Ein zusätzli-
ches Problem stellen die hochgiftigen Tailings dar – 
Schlämme, die im Rahmen der Erzaufbereitung entste-
hen. Aus 200 Millionen Tonnen gefördertem Uranerz 
konnten 216.000 Tonnen aufgereinigtes Uran extra-
hiert werden. Dabei entstanden 197 Millionen Tonnen 
radioaktive Tailings, die in Absetzbecken gelagert wur-
den und eine enorme Gefahr für Umwelt und Gesund-
heit der Lokalbevölkerung darstellten.2 1954 kam es 
bei Lengenfeld zu einem Dammbruch eines solchen 
Beckens. 50.000 m³ radioaktives Material ergossen 
sich talabwärts über eine Strecke von vier Kilometern. 
Radioaktives Abwasser gelangte ins Trinkwasser und 
strahlende Partikel vom Abraum wurden durch Wind 
und Wetter in der Region verteilt. Silikose und Lungen-
krebs wurden zu einem relevanten Gesundheitsrisiko 
für Bergleute aber auch für die und Lokalbevölkerung.3

Die Strahlenbelastung der Bevölkerung wurde in der 
Region erstmals 1956 gemessen, die Messergebnis-
se jedoch über viele Jahrzehnte geheim gehalten. Im 
Jahr 2006 veröffentlichte das Deutsche Bundesamt 
für Strahlenschutz die bis heute weltweit größte Studie 
zum Uranbergbau, bei der insgesamt 59.000 ehema-
lige Bergarbeiter der Wismut untersucht wurden.4

Die Ergebnisse, veröffentlicht auch im „British Journal 
of Cancer“, zeigten einen Anstieg der Lungenkrebs-
rate um 50 bis 70 Prozent sowie über 7.000 strahlen-
induzierte Todesfälle unter den 59.000 untersuchten 
StudienteilnehmerInnen (11,9 %). Weiterhin zeigte die 
Studie, dass das Risiko für die Entwicklung von Lun-
genkrebs 15 bis 24 Jahre nach der Uranexposition am 
höchsten ist, sodass auch in Zukunft zahlreiche Neu-
erkrankungen erwartet werden dürften.5

Ausblick
Das Nachfolgeunternehmen der Wismut ist heutzuta-
ge eine staatlich geförderte GmbH mit der Aufgabe, 
die Folgen von 50 Jahren Uranbergbau zu sanieren. 

Maßnahmen wie das Fluten von Minen, die Wasserauf-
bereitung, die Entsorgung von radioaktiver Schlacke 
und Abraum sowie die Rekultivierung der Landschaft 
haben den deutschen Staat bis 2014 mehr als sieben 
Milliarden Euro gekostet und werden für Jahrhunderte 
fortgeführt werden.2

Währenddessen kämpfen noch immer viele Betroffe-
ne um Gerechtigkeit und Entschädigung. Nach Anga-
ben des Hauptverbandes der gewerblichen Berufsge-
nossenschaften (HVBG) wurden bis 2001 insgesamt 
7.963 Fälle von Lungenkrebs als Berufskrankheit der 
Bergleute anerkannt.6 Die Dunkelziffer liegt wohl um 
ein Vielfaches höher. Für Anwohner der Region, die 
ebenfalls erhöhten Strahlenwerten ausgesetzt waren, 
gibt es keine vergleichbaren Regelungen und so wird 
das Vermächtnis des Uranbergbaus noch für viele 
Jahrzehnte die Region und die Gesundheit ehemaliger 
Bergleute und der Lokalbevölkerung negativ beein-
flussen. Auch sie sind Hibakusha, die unter den Fol-
gen der militärischen und zivilen Atomindustrie leiden. 

Weiterführende Lektüre
Informationen über die gesundheitlichen Gefahren des 
Uranbergbaus: www.nuclear-risks.org/de/uranabbau
Außerdem gibt es dort die Dokumentation der IPPNW 
-Fachtagung 2014 in Ronneburg: 
www.nuclear-risks.org/de/uranabbau/fachtagung/ 
dokumentation
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Am Zaun eines Absetzteiches. Viele sanierte Flächen sind inzwischen – auch im Rahmen der Bundesgartenschau Ge-ra-Ronneburg im Jahr 2007 – rekultiviert worden und unter Gras- und Buschflächen verschwunden. Dennoch tritt an vie-len Stellen das strahlende Erbe des deutschen Uranbergbaus zutage und belastet weiterhin Bäche, Flüsse und Luft.  Foto: © Alexander Neureuter

Ein Hauer bohrt eine erzführende Schicht an. Ein effektiver Schutz der Arbeiter vor radioaktivem Staub und Gas bestand vor allem während der ersten Jahre der Wismut nicht. Foto: Andreas Köhler

Im Tagebau von Culmitzsch wurden einst 15 bis 18 Millionen Tonnen Uranerz abgebaut und daraus 9.216 Tonnen reines Uran gewonnen. Millionen Tonnen radioaktive Rückstände wurden anschließend in die alten Gruben eingespült und sedimentiert.
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Spokane Reservat, USAUranbergbau
Das Reservat der Spokane wurde über Jahrzehnte durch Uran-

bergbau verseucht und die Bewohner erhöhten Mengen von 

Radioaktivität ausgesetzt. Wie in anderen Reservaten der USA 

mit Uranminen wurden keine Studien durchgeführt, die die ge-

sundheitlichen Folgen für die Lokalbevölkerung untersuchen.

Hintergrund
Im Jahr 1881 wurde für die Angehörigen der amerika-

nischen Ureinwohner, die sich selbst Spokane („Kinder 

der Sonne“) nennen, ein etwa 640 km² großes Reser-

vat eingerichtet.1 Im Jahr 1954 entdeckten zwei Stam-

mesangehörige auf diesem Land Uranvorkommen. Es 

war damals die Zeit des großen „Uran-Fiebers“, als 

die US-Atomenergiekommission lukrative Verträge für 

Uranminen zur Unterstützung der noch jungen Atom-

industrie abschloss. Das Atomwaffenprogramm der 

USA hatte einen großen Bedarf an spaltbarem Mate-

rial und im ganzen Land suchte man nach ausbeut-

baren Uranvorkommen. Im Jahr 1955 eröffneten die 

beiden Brüder Le Bret gemeinsam mit der Newmont 

Mining Corporation in Spokane die Uranmine „Midni-

te“. Das Unternehmen bot anfangs Arbeitsplätze und 

Wohlstand, produzierte aber auch insgesamt 33 Mil-

lionen Tonnen radioaktiver Abfälle, die sich über die 

Jahrzehnte im Reservat anhäuften. Im Jahr 1978 wur-

de im Spokane Reservat mit der „Sherwood“-Mine 

ein zweites Bergwerk eröffnet. Bis zur Schließung im 

Jahre 1984 entstanden etwa 2,9 Millionen Tonnen ra-

dioaktiver Abraum und mehr als 267.000 m3 Strahlen-

müll.2,3,4 

Folgen für Umwelt und Gesundheit
Ähnlich wie bei anderen Uranminen auf Territorien 

indigener Völker in den USA und Kanada hatte der 

Tagebau im Spokane Reservat einschneidende Aus-

wirkungen auf das Leben und die Gesundheit der Lo-

kalbevölkerung. Nach Auskunft der indigenen „Sover-

eignty, Health, Air, Water and Land Society“ (SHAWL), 

wurde Minenschutt in unbedeckten Lastwagen durch 

das Reservat zur Uranmühle transportiert und führte 

so zu insgesamt 40 radioaktiven „Hotspots“ entlang 

der Strecke. 
Die Verseuchung von Grundwasser und Böden mit 

radioaktiven Isotopen wie Radium-226, Radon-222, 

Blei-210 und Uran haben bis heute schwere gesund-

heitliche Folgen für die Menschen im Spokane Reser-

vat. Verunreinigtes Wasser fließt in den Blue Creek und 

den Spokane-Fluss und schließlich in den Roosevelt-

See. Sediment-, Pflanzen- und Wasserproben zeigten 

allesamt erhöhte Strahlendosen.3,4 Die Lebensweise 

der Spokane mit ihrer Subsistenzwirtschaft und ihren 

kulturellen Praktiken wie Jagen, Fischen und dem Ver-

zehr von Wurzeln, Beeren und Heilpflanzen, führt da-

bei, ähnlich wie bei anderen indigenen Volksgruppen, 

zu einer zusätzlich erhöhten Strahlenexposition.7 

Arbeiter der Mine und Uranmühle hantierten meist 

ohne entsprechende Schutzausrüstung mit Uranerz 

und „Yellowcake“. Sie brachten Erzproben oder Staub 

mit ihrer Kleidung nach Hause, sodass auch ihre Fa-

milien den radioaktiven Staub einatmeten und mit 

radioaktivem Staub kontaminierte Lebensmittel und 

Trinkwasser zu sich nahmen. Anwohner und Minen-

arbeiter geben heute an, nicht über die Risiken der 

Radioaktivität aufgeklärt worden zu sein.2,5,6,7 Die Rate 

von Krebs, Autoimmunerkrankungen, Nierenversa-

gen und Totgeburten ist laut Angaben örtlicher Ärzte 

und der Organisation SHAWL höher als der nationale 

Durchschnitt. Trotz dieser Angaben und der Hinwei-

se auf Belastungen mit Strahlung und Schwermetallen 

wurden bislang keine Studien durchgeführt, die die 

zu erwartenden Strahlendosen berechnen oder den 

Gesundheitszustand der Reservatbewohner untersu-

chen.8

Ausblick
Nach Schließung der Midnite-Uranmine dauerte es 

30 Jahre, bis ein Sanierungsplan erarbeitet wurde. Die 

geschätzten Kosten belaufen sich derzeit auf 193 Mil-

lionen US-Dollar. In der Zwischenzeit dauert die ra-

dioaktive Exposition der lokalen Bevölkerung weiter 

an. Weiterhin sind keine epidemiologischen oder um-

weltmedizinischen Studien geplant. Der Schaden des 

Uranbergbaus für die Umwelt und die öffentliche Ge-

sundheit wird möglicherweise nie abschließend erfass-

bar sein. Die Bewohner des Reservats sind ebenfalls 

Hibakusha, da auch ihre Gesundheit der Gier nach 

billigem Uran für Atomwaffen und Kraftwerke geopfert 

wurde. 

Weiterführende LektüreDer Artikel „Radioactivity on the Spokane Reserva-

tion“ findet sich in der Zeitung „The Spokesman“ vom 

5. Juni 2011: www.spokesman.com/picture-stories/

radioactivity-spokane-reservation. 
Außerdem bietet die Internetseite von SHAWL  

(shawlsociety.blogspot.de) diverse Artikel, Videos und 

Hintergrundinformationen zur Situation im Spokane 

Reservat, wie z. B. den Film „The Midnite Uranium 

Mine“: www.youtube.com/watch?v=59TR_NXyZY0
Quellen

1 „Spokane Tribe of Indians – Children of the Sun“. Webseite des Spokane Stammes. www.spokanetribe.com

2 „Public Health Assessment for Midnite Mine Site“. Agency for Toxic Substances and Disease Registry (ATSDR), 19.05.2010. 

 www.atsdr.cdc.gov/HAC/pha/MidniteMineSiteFinal/MM-FinalReleasePHAFINAL05172010ATSDRwebsite.pdf

3 „Fact Sheet: Sherwood, Washington Disposal Site“. US Department of Energy Legacy Management, 15.12.2011. 

 www.lm.doe.gov/WorkArea/linkit.aspx?LinkIdentifier=id&ItemID=1226 

4 „Midnite Mine Human Health Risk Assessment Report.“ US Environmental Protection Agency (EPA), 

 September 2005. www.epa.gov/region10/pdf/sites/midnite_mine/human_health_risk_assessment_sept2005.pdf 

5  Kramer B. „Chico Corral blames uranium industry for failing health“. The Spokesman Review, 06.06.2011. http://www.spokesman.com/stories/2011/jun/06/these-guys-will-be-gone

6 Geranios NK. „Progress made toward cleaning up uranium mine“. Seattle Times – 06.11.2011. www.heraldnet.com/article/20111106/NEWS03/711069882

7  Harper et al. „The Spokane Tribe’s Multipathway Subsistence Exposure Scenario and Screening Level RME.“ Risk Analysis 22(3):513-526. www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/12088230

8  „Midnite Mine: Community Needs versus Cleanup Plan“. Webseite des Southwest Research and Information Center. www.sric.org/voices/2006/v7n1/midnite_mine.php

Uranerz aus den Minen des Spokane Reservats. Die Minenarbeiter waren über die Gefahren, die von diesem grün schimmernden 

Gestein ausgehen nicht aufgeklärt und hantierten meist ohne entsprechende Schutzausrüstung mit Uranerz und „Yellowcake“. 

Fotos: © Jed Conklin, www.jedconklin.com

Deb Abrahamson ist Gründerin der Organisation „Sovereignty, Health, Air, Water and Land Society“ (SHAWL), die sich für die Be-

seitigung der radioaktiven Hinterlassenschaften des Uranbergbaus einsetzt. Als eine der Stammesaktivistinnen kämpft sie dafür, 

ein Bewusstsein für die Gefahren und Folgen des Uranbergbaus im Spokane Reservat zu schaffen.

In der „Midnite-Mine“, der einzigen Tagebau-Mine im Nordwesten der USA, wurde bis 1981 spaltbares Material für Atomwaffen 

gefördert. Nach Schließung der Uranmine dauerte es 30 Jahre, bis ein Sanierungsplan erarbeitet wurde.

Hibakusha Weltweit
Eine Austellung der IPPNW
Tschernobyl und Fukushima – jedem sind diese Orte des atomaren Grauens ein 
Begriff. Doch weltweit gibt es unzählige weitere Orte, an denen die Atomindust-
rie ihr strahlendes Erbe hinterlassen hat – mit verheerenden Folgen für Mensch 
und Umwelt. Diese Ausstellung zeigt exemplarisch 50 dieser Orte. Vom Atom-
testareal Nevada bis Semipalatinsk, von Atom bomben unfällen in Grönland bis 
zu radio aktiv verseuchten Seen in Australien. 50 Orte an denen die Atomindust-
rie massive gesundheitliche und ökologische Schäden hinterlassen hat.

Die Ausstellung kann in der IPPNW-Geschäftsstelle ausgeliehen werden.
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Bikini & Eniwetok, 

Marshallinseln 

Atomwaffentests

Hintergrund

Die beiden Atolle Bikini (Pikinni) und Eniwetok (Āne-

wātak) sind Teil der Marshallinseln. Sie wurden im 

Zweiten Weltkrieg zunächst von den Japanern, spä-

ter dann von den US-Streitkräften besetzt. Die US-

Streitkräfte wählten das Bikini-Atoll für ihre ersten 

Atomexplosionen nach dem Abwurf der Bomben auf 

Hiroshima und Nagasaki aus. Nach der Zwangseva-

kuierung der Inselbewohner wurde am 1. Juli 1946 

die Atombombe „Able“ über einer Flotte erbeuteter 

Schiffe gezündet, die mit Versuchstieren gefüllt waren. 

Fünf der 78 Schiffe sanken, 14 wurden zerstört. Ein 

Drittel der Tiere starb infolge der Druckwelle. Marine-

soldaten mussten die Decks der verbleibenden Schif-

fe vom radioaktiven Niederschlag reinigen und wa-

ren so hohen Strahlenwerten ausgesetzt. Da sich die 

Dekontaminierung schließlich als unwirksam erwies, 

wurden viele der Schiffe im Pazifik versenkt.1 Insge-

samt fanden zwischen 1946 und 1958 auf den Bikini 

und Eniwetok Atollen 67 Atombombenversuche mit 

einer Gesamtsprengkraft von etwa 214 Megatonnen 

statt.2,3 Der verheerendste Test war 1954 „Castle Bra-

vo“. Mit 15 Megatonnen hatte diese Wasserstoffbom-

be die höchste Sprengkraft, die das US-Atomwaffen-

programm jemals erreichte; 1.000-mal stärker als die 

Hiroshimabombe. Der radioaktive Niederschlag ging 

um die halbe Welt – nach Australien, Europa und in 

die USA.4 

Mehr als 400 Atombombentests waren weltweit durch-

geführt worden, bevor 1963 der „Vertrag über das Ver-

bot von Kernwaffenversuchen in der Atmosphäre, im 

Weltraum und unter Wasser“ überirdische Atomtests 

untersagte. In den Zähnen von Kindern waren signi-

fikante Mengen von radioaktivem Strontium gefunden 

worden – ein aussagekräftiges Indiz für den Umfang 

der Strahlenexposition, dem die gesamte Weltbevölke-

rung durch die Atombombentests ausgesetzt wurde.5

Folgen für Umwelt und Gesundheit

Die Auswertung der Dosimeter der Soldaten während 

eines routinemäßigen Atomwaffentests zeigte individu-

elle Dosen von bis zu 600 mSv im Laufe eines zwei-

wöchigen Einsatzes – dem 7.500-fachen der natür-

lichen Hintergrundstrahlung (ca. 0,09 mSv über einen 

Zeitraum von zwei Wochen) oder dem Äquivalent von 

etwa 30.000 Röntgenuntersuchungen (0,02 mSv pro 

Untersuchung). Die Exposition durch innere Verstrah-

lung wurde dabei nicht berücksichtigt.3 Und nicht alle 

Tests waren „Routine“: Die Detonation von „Castle 

Bravo“ im Jahr 1954 übertraf die erwartete Strahlen-

belastung um 200 %, verbreitete radioaktiven Nieder-

schlag über 11.000 km2 und kontaminierte mehrere 

bewohnte Inseln, darunter Rongerik, Rongelap und 

Utrik sowie ein japanisches Fischereischiff. Direkt nach 

der Exposition litten viele Inselbewohner und die japa-

nische Schiffsbesatzung unter akuter Strahlenkrank-

heit. Die Bewohner einiger kontaminierter Inseln wur-

den zwei oder drei Tage nach „Castle Bravo“ evakuiert 

und Langzeituntersuchungen unterzogen, wobei sich 

erhöhte Krebsraten zeigten. Vor allem Schilddrüsen-

krebs trat häufig auf, vermutlich ausgelöst durch das 

kurzlebige Jod-131.6 Weitere relevante Quellen von Ra-

dioaktivität sind langlebige Radioisotope wie Cäsium, 

Strontium und Plutonium, die mit dem radioaktiven 

Fallout auf die Inseln niedergingen. Sie können Krebs 

verursachen, wenn sie mit der Nahrung oder über die 

Atemluft im Körper aufgenommen werden.

Nach dem Ende der Atomwaffentests wurden Teile 

des hoch kontaminierten Eniwetok-Atolls mit einem 

acht Meter hohen Betonsarkophag versiegelt. Das Bi-

kini-Atoll hingegen war zu kontaminiert für eine Säube-

rung. Die einheimische Bevölkerung wurde mehrfach 

umgesiedelt und drohte sogar zu verhungern, als sie 

auf Inseln ausgesetzt wurde, die keine Landwirtschaft 

zuließen.7 Noch 1994 stellte die Internationale Atom-

energieorganisation IAEO fest, dass das Bikini-Atoll für 

eine Wiederbesiedlung zu radioaktiv verseucht und 

die Tier- und Pflanzenwelt dort immer noch hochgra-

dig kontaminiert sei.8

Ausblick

Nach mehr als 1.000 Atomexplosionen beendeten die 

USA 1992 ihr Atomwaffentestprogramm. Bislang ha-

ben sie jedoch noch immer nicht den Atomwaffentest-

stopp-Vertrag ratifiziert, der Atomwaffenexplosionen 

verbietet. Im Jahre 1986 wurde eine mit 150 Millionen 

US-Dollar ausgestattete Stiftung gegründet, um die 

Bewohner der Marshallinseln zu entschädigen, die auf-

grund der Atomwaffentests radioaktivem Niederschlag 

ausgesetzt waren. Etwa 40 % der Betroffenen starben 

allerdings, ohne dass sie die volle Entschädigung er-

hielten. Auch war die Summe insgesamt sehr gering. 

Dies war Anlass für eine Petition des Präsidenten der 

Marshallinseln an den US-Kongress im Jahre 2000, in 

der er weitere Projekte zur Dekontamination, ein um-

fassenderes Entschädigungsprogramm und eine bes-

sere Gesundheitsüberwachung forderte. Die Petition 

traf auf taube Ohren, sodass viele Betroffene, insbe-

sondere die vertriebene Bevölkerung des Bikini-Atolls, 

den Klageweg beschritten. Ihre Klagen wurden jedoch 

im Jahre 2010 vom Obersten Gerichtshof der USA ab-

gewiesen. Mittlerweile hat die Regierung der Marshall-

inseln die Atomwaffenstaaten vor dem Internationalen 

Strafgerichtshof verklagt, da sie ihren Abrüstungsver-

pflichtungen gemäß des Atomwaffensperrvertrag nicht 

nachkommen. Der Kampf um Anerkennung für die Hi-

bakusha der Marshallinseln geht weiter.

Atomwaffentests auf den Bikini- und Eniwetok-Atollen machten ganze Inselgruppen un-

bewohnbar. Tausende von Menschen wurden hohen Dosen von Radioaktivität ausgesetzt. 

Weltweit stieg die Belastung mit strahlenden Partikeln durch radioaktiven Niederschlag an.

Evakuierung der Bewohner von Rongelap durch die Crew der Rainbow Warrior, 1985. Der „Castle Bravo“-Test 1954 kontami-

nierte mehrere bewohnte Inseln, darunter Rongelap. Zwar wurden die Inselbewohner von dort evakuiert, aber bereits 1957 auf 

das noch immer verseuchte Atoll zurückgebracht. Ihnen wurde versichert, es sei ungefährlich. © Greenpeace / Fernando Pereira

Quellen
1 „1 July 1946 – ‚Test Able‘, Bikini Atoll“. Webseite der Organisation des Vertrags über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen (CTBTO). www.ctbto.org/?id=3339

2 Ragheb M. „Probabilistic, possibilistic and deterministic safety analysis – Nuclear Applications. Chapter 6: Environmental remediation of radioactive contamination“. University of  

 Illinois at Urbana-Champaign, 26.08.13. http://mragheb.com/NPRE%20457%20CSE%20462%20Safety%20Analysis%20of%20Nuclear%20Reactor%20Systems/Title-Preface.pdf

3 Smith et al. „Summary Site Profile for the Pacific Proving Ground“. Dose Reconstruction Project for the National Institute for Occupational Safety and Health (NIOSH)

 30.080.06. www.cdc.gov/Niosh/ocas/pdfs/tbd/ppgr0.pdf

4 „1 March 1954 – Castle Bravo“. Webseite der Organisation des Vertrags über das umfassende Verbot von Nuklearversuchen (CTBTO)

 www.ctbto.org/specials/testing-times/1-march-1954-castle-bravo

5 Mangano et al. „Elevated in vivo strontium-90 from nuclear weapons test fallout among cancer decedents“. Int. J. Health Serv. 

 Vol 41:1, 2011. www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/21319726

6 Robbins et al. „Radiation effects in the Marshall Islands“, in: „Radiation and the Thyroid: Proceedings of the 27th Annual Meeting of the Japanese  

 Nuclear Medical Society“. Nagataki S, Amsterdam: Excerpta Medica, 1989. www.yokwe.net/ydownloads/RadiationEffectsintheMarshallIslands.pdf

7 Mason L. „From a time of starvation to a time for hope: the relocation of the Bikini Marshallese.“ University of Hawai‘i at Manoa, 1988 

8  „Conditions at Bikini Atoll – Radiological Conditions at Bikini Atoll and the Prospects of Resettlement“. Webseite der Internationalen Atomenergie Organisation IAEO.

 www-ns.iaea.org/appraisals/bikini-atoll.asp

Nach dem Ende der Atomwaffentests wurden Teile der hoch kontaminierten Runit-Insel (Eniwetok) mit einem acht Meter hohen 

Betonsarkophag versiegelt. © US Defense Special Weapons Agency

Am 25. Juli 1946 zündete die US-Armee den „Baker“-Unterwasseratomtest in der Nähe des Bikini-Atolls mit einer Sprengkraft 

von 21.000 Tonnen TNT-Äquivalent. Insgesamt fanden zwischen 1946 und 1962 auf den Marshallinseln 106 Atombombenver-

suche statt. © U.S. Department of Defense
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Tokai-mura, Japan
Atomfabrik

Bei einem Atomunfall in der Wiederaufbereitungsanlage von Tokai-mura im Jahr 

1999 wurden 667 Personen verstrahlt. Zwei von ihnen starben kurze Zeit spä-

ter infolge akuter Strahlenschäden. Der Unfall von Tokai-mura war vor Fukus-

hima die größte Katastrophe der japanischen Atomindustrie und zeigte schon 

damals die Gefahren auf, die in jedem Schritt der atomaren Kette stecken.

Hintergrund
Tokai-mura, eine kleine Stadt 120 km nordöstlich von 

Tokio, wird oft als das Herz von Japans Atomindus-

trie bezeichnet. 1956 entstand hier das japanische 

Atomenergie-Forschungsinstitut, gefolgt von Fabriken 

zur Herstellung von atomarem Brennstoff, Anlagen zur 

Wiederaufbereitung von Brennelementen und Japans 

erstem Atomkraftwerk. Heute stehen in Tokai-mura 

insgesamt 15 Atomanlagen einschließlich einer Brenn-

stoffkonversionsfabrik. Hier wurde am 30. September 

1999 Mischoxid-Brennstoff für den experimentellen 

Schnellen Brüter in Joyo hergestellt. Normalerweise 

wird dabei zunächst Uran in Form von „Yellowcake“ 

in Salpetersäure gelöst. Um den Prozess zu beschleu-

nigen und so Geld zu sparen, füllten an diesem Tag 

Arbeiter der Anlage den Präzipitationsbehälter mit 

16,6 kg Uran statt der erlaubten 2,4 kg. Die so ent-

standene kritische Masse löste eine atomare Ketten-

reaktion aus, die über einen Zeitraum von 20 Stunden 

große Mengen an Neutronen- und Gamma-Strahlung 

freisetzte.1 161 Menschen mussten evakuiert werden; 

etwa 310.000 Einwohner im Umkreis von zehn Kilo-

metern um die Anlage wurden aufgefordert, in ihren 

Häusern zu bleiben, da eine radioaktive Wolke mit 

strahlenden Partikeln wie Jod-131 durch das Belüf-

tungssystem in die Atmosphäre geblasen worden war.1

Folgen für Umwelt und Gesundheit

Drei unmittelbar am Unfall beteiligte Arbeiter wur-

den Strahlendosen von 16 bis 20, 6 bis 10 und 1 bis 

4,5 Sievert ausgesetzt. Trotz intensivmedizinischer 

Behandlung starben die ersten beiden jedoch in den 

nächsten Monaten. Der dritte Arbeiter erholte sich von 

den akuten Strahlenfolgen und konnte entlassen wer-

den. Die Geschichte eines der verstorbenen Arbeiter 

wird in dem Buch „Ein langsamer Tod – 83 Tage der 

Strahlenkrankheit“ erzählt.2 Er starb trotz modernster 

medizinischer Behandlung an inneren Blutungen, Im-

munschwäche und Multiorganversagen. Laut dem of-

fiziellen Bericht der Japanischen Wissenschafts- und 

Technologieagentur wurden insgesamt 169 weitere 

Mitarbeiter mit bis zu 48 mSv verstrahlt. Dies ent-

spricht dem Strahlenäquivalent von etwa 2.400 Rönt-

genuntersuchungen (0,02 mSv pro Untersuchung). 

235 Anwohner erhielten Strahlendosen von bis zu 

16 mSv, 260 Rettungskräfte und Journalisten bis zu 

9,2 mSv.3 Die Internationale Strahlenschutzkommis-

sion empfiehlt als Grenzdosis für die Öffentlichkeit 

maximal 1 mSv an zusätzlicher Strahlendosis. Die na-

türliche Hintergrundstrahlung beträgt in Japan etwa 

1,5 mSv im Jahr.3 

In einer Studie der Bürgerinitiative „Nuclear Informa-

tion Center“ wurden im Jahr 2001 insgesamt 1.182 

Haushalte in der Region um Tokai-mura befragt. Es 

zeigte sich, dass 35 % der Einwohner unter neu auf-

getretenen physischen oder psychischen Symptomen 

wie Kopfschmerzen, Schwächeanfällen, Schlafstörun-

gen oder Angstzuständen litten. Die Korrelation zwi-

schen dem Abstand des Wohnorts zur Atomanlage 

und der Ausprägung der Symptome erwies sich als 

statistisch signifikant.4 Der Unfall in Tokai-mura mag 

Japans größter Atomunfall vor dem Super-GAU von Fu-

kushima gewesen sein, aber er war keine Ausnahme. 

Unfälle treten in Japans unterregulierter Atomindustrie 

mit einer alarmierenden Regelmäßigkeit auf. So kam 

es in den 1980er Jahren im Atomkraftwerk von Tsu-

ruga zu zahlreichen radioaktiven Lecks, die zur Ver-

strahlung von mehr als 200 Menschen führten. Zwei 

Jahre vor dem Unglück in Tokai-mura, am 11. März 

1997, war es auf derselben Anlage bereits zu einer Ex-

plosion und einem ausgedehnten Brand gekommen, 

in dessen Folge 37 Personen einer hohen radioaktiven 

Verstrahlung ausgesetzt waren.5

Ausblick
Die Untersuchungen in Tokai-mura enthüllten, dass 

die Betreiberfirma unsichere Verfahren zuließ, um Geld 

und Zeit zu sparen.6 Auch wurde festgestellt, dass es 

den Arbeitern an entsprechenden Qualifikationen und 

Ausbildung mangelte.1 Notfallsituationen waren mit der 

Belegschaft nicht geprobt worden, Katastrophenpläne 

existierten nicht, da Unfälle vonseiten des Betreibers 

als unrealistische Szenarien abgetan wurden.4 Das un-

zureichende Krisenmanagement und die restriktive 

Informationspolitik wurden von Wissenschaftlern, Poli-

tikern und Journalisten kritisiert. Zu einer wirklichen 

Veränderung der Sicherheitskultur in der Atomindus-

trie kam es jedoch nicht, wie die Kernschmelzen der 

Atomanlage von Fukushima 2011 schmerzlich zeig-

ten. In Tokai-mura haben die Anwohner mittlerweile 

begonnen, an der Sicherheit der alten Reaktoren zu 

zweifeln. Nach der Katastrophe von Fukushima for-

derte Bürgermeister Murakami von der japanischen 

Regierung die Stilllegung des verbliebenen Atom-

reaktors von Tokai-mura und berief sich dabei auf die 

mangelnde Sicherheit für die Bürger seiner Stadt. Er 

will verhindern, dass noch mehr von ihnen zu Opfern 

der Atomindustrie werden – zu Hibakusha.

Quellen
1 „Report on the preliminary fact finding mission following the accident at the nuclear fuel processing facility in Tokaimura, Japan. Internationale Atomenergie Organisation, 
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